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   (8) 1Der Verwaltungsausschuss kann für die Er-
füllung seiner Aufgaben sachkundige Personen 
hinzuziehen. 2Sie können an den Sitzungen des 
Verwaltungsausschusses ohne Stimmrecht teil-
nehmen.

   (9) 1Der Verwaltungsausschuss kann in einzelnen 
besonderen Ausnahmefällen aus Billigkeitsgrün-
den Leistungen bewilligen, auf die nach der Sat-
zung der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe kein 
Anspruch besteht. 2Nähere Kriterien regelt der 
Verwaltungsausschuss in seiner Geschäftsord-
nung, insbesondere hinsichtlich der maximal zu-
lässigen Leistungshöhe. 3Über Entscheidungen 
nach § 5 Abs. 9 Satz 1 ist dem Aufsichtsausschuss 
zu berichten.“

 6.  In § 10 Absatz 7 wird folgender Satz 3 angefügt: 

  „3Hat ein Mitglied vor Ablauf eines Zeitraums von 
fünf Jahren nach dem Ende der Zahlung einer Be-
rufsunfähigkeitsrente (Satz  1 Nr.  2) für die Zeit ab 
dem 1.1.2016 erneut Anspruch auf Gewährung einer 
Berufsunfähigkeitsrente, darf diese der Höhe nach 
die vorhergehende Berufsunfähigkeitsrente nicht un-
terschreiten.“

 7.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe „§ 27 
Abs. 4“ die Wörter „und als Abgaben zur Höher-
versicherung gemäß § 25“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird 
folgender Satz 3 angefügt:

   „3Tritt der Versorgungsfall der Berufsunfähigkeit 
nach dem 31.12.2015 ein, fi ndet Buchstabe a für 
die Ermittlung der Berufsunfähigkeitsrente An-
wendung.“

 8.   In § 19 Absatz 2 werden die Wörter „freiwilliger Hö-
herversorgung (§ 25)“ durch die Wörter „der Höher-
versicherung (§  25) sowie ohne die aus der freiwil-
ligen Höherversorgung (§  25 in der bis zum 31. 12. 
2015 geltenden Fassung)“ ersetzt. 

 9.  In § 21 wird folgender Absatz 7 angefügt:

  „(7) 1Hinsichtlich der Abgaben, die das Mitglied zur 
Höherversicherung nach § 25 geleistet hat, gelten für 
die Durchführung des Versorgungsausgleichs die 
nachfolgenden Regelungen. 2Zunächst wird der Ehe-
zeitanteil des ausgleichspfl ichtigen Mitglieds aus 
dem in der Ehezeit erworbenen Rentenanspruch in 
Form eines Kapitalwerts anhand einer nach versi-
cherungsmathematischen Grundsätzen erstellten 
Umrechnungstabelle zum Versorgungsausgleich er-
mittelt, die dem versicherungsmathematischen Gut-
achten der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe in 
jährlich aktualisierter Fassung als Anlage beigefügt 
wird. 3Nach Rechtskraft der Entscheidung des Fami-
liengerichts wird der für das ausgleichspfl ichtige 
Mitglied ermittelte Kapitalwert um den Kapitalwert 
des Ausgleichsbetrages gekürzt und der ausgleichs-
berechtigten Person, die kein Mitglied der Ärztever-
sorgung Westfalen-Lippe ist, als eigener Kapitalwert 
zugeteilt (interne Teilung). 4Die Umrechnung des 
Kapitalwertes in einen Rentenanspruch erfolgt an-
hand der Umrechnungstabelle zum Versorgungsaus-
gleich nach Satz  2. 5Im Fall der Beschränkung auf 
die Altersrente nach Absatz 3 Satz 2 erhöht sich der 
Anspruch um 10,5 v. H.. 6Sind die Geschiedenen bei-
de Mitglieder der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe 
und wurde für sie jeweils ein Kapitalwert aus der 
Höherversicherung ermittelt, erfolgt der interne 
Ausgleich nach Verrechnung dieser Kapitalwerte. 
7Im Übrigen fi nden die Absätze 1 bis 6 Anwendung.“

10.  § 22 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 3 wird die Angabe „das 1,1-fache“ durch 
die Angabe „das 1,3-fache“ ersetzt und die Wör-
ter „oder eine höhere Versorgungsabgabe“ gestri-
chen.

 b)   In Satz 4 wird die Angabe „das 1,1-fache“ durch 
die Angabe „das 1,3-fache“ ersetzt.

I.

21220

Änderung
der Satzung der

Westfälisch-Lippischen Ärzteversorgung
vom 13. Juni 2015

Die Kammerversammlung der Ärztekammer Westfalen-
Lippe hat in ihrer Sitzung am 13. Juni 2015 folgende 
Änderung der Satzung der Westfälisch-Lippischen Ärz-
teversorgung vom 29. September 2001 (SMBL. NRW. 
21220), zuletzt geändert durch Beschluss der Kammer-
versammlung vom 30. November 2013 (MBL. NRW. 
2014 S. 59), beschlossen, die durch Erlass des Finanzmi-
nisteriums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. 7. 
2015 – Vers. 35-00-1 U 24 III B 4 – genehmigt worden ist:

I.

 1.   In der Überschrift der Satzung wird die Bezeichnung 
„Westfälisch-Lippischen Ärzteversorgung“ durch den 
Namen „Ärzteversorgung Westfalen-Lippe“ ersetzt. 

 2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:

   „(5) Die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe gibt 
sich einen Kodex, in dem Grundprinzipien und 
Regeln der Unternehmensführung transparent 
gemacht werden.“

 b)   Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Ab-
sätze 6 und 7.

 3.  In § 3 Absatz 1 wird Nummer 1 wie folgt gefasst:

  „1. Die Beschlussfassung über Änderungen dieser 
Satzung mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der, sofern dabei mindestens die Mehrheit der ge-
wählten Mitglieder der Kammerversammlung er-
reicht wird.“

 4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Zu wählen sind mindestens 4 im Krankenhaus 
angestellte Ärzte und mindestens 4 in der ver-
tragsärztlichen Versorgung tätige Ärzte.“

 b)   In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „in Einzel-
wahlgängen“ gestrichen.

 c)  Folgende Absätze 9 und 10 werden angefügt:

   „(9) 1Der Aufsichtsausschuss kann Unteraus-
schüsse bilden. 2Er gibt sich eine Geschäftsord-
nung.

   (10) 1Der Aufsichtsausschuss kann für die Erfül-
lung seiner Aufgaben sachkundige Personen hin-
zuziehen. 2Sie können an den Sitzungen des Auf-
sichtsausschusses ohne Stimmrecht teilnehmen.“

 5.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) 1Der Verwaltungsausschuss besteht aus 8 
Mitgliedern, von denen 5 Mitglied (Pfl ichtmit-
glied, freiwilliges Mitglied oder Rentner) der Ärz-
teversorgung Westfalen-Lippe sein müssen (ärzt-
liche Mitglieder). 2Mindestens ein ärztliches Mit-
glied muss ein im Krankenhaus angestellter Arzt 
sein, mindestens ein weiteres ärztliches Mitglied 
in der vertragsärztlichen Versorgung tätig sein. 
3Entscheidend ist der Berufsstatus zum Zeitpunkt 
der Wahl. 4Je ein weiteres Mitglied muss die Be-
fähigung zum Richteramt haben, über fundierte 
Kenntnisse der Versicherungsmathematik mit 
entsprechender Berufserfahrung – zum Beispiel 
als Aktuar – verfügen, im Bereich der Kapitalan-
lage erfahren sein.“

 b)  Folgende Absätze 7 bis 9 werden angefügt:

   „(7) 1Der Verwaltungsausschuss kann Unteraus-
schüsse bilden. 2Er gibt sich eine Gschäftsord-
nung.
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 c)  Folgender Satz 5 wird angefügt:

   „5Auf formlosen Antrag hin wird eine Versor-
gungsabgabe in Höhe des 1,1-fachen oder 1,2-fa-
chen der durchschnittlichen Versorgungsabgabe 
des vorletzten Geschäftsjahres zugelassen; auch 
in diesen Fällen sind die Mitglieder von der Ver-
pfl ichtung zur Vorlage des Einkommensteuerbe-
scheides befreit.“

11.  § 25 wird wie folgt gefasst:

 „§ 25
 Höherversicherung

  (1) 1Mitglieder, die das 1,3-fache der durchschnitt-
lichen Versorgungsabgabe des vorletzten Geschäfts-
jahres gemäß § 22 Abs. 2 (Höchstgrenze) leisten, sind 
mit Wirkung vom 1.1.2016 berechtigt, darüber hin-
aus Abgaben zur Höherversicherung zu entrichten. 
2Diese Abgaben dürfen zusammen mit den gemäß 
§§ 22 bis 24 geleisteten Versorgungsabgaben den für 
die Befreiung von der Körperschaftssteuer zulässi-
gen Betrag nicht übersteigen. 3Die Teilnahme an der 
Höherversicherung setzt eine entsprechende Erklä-
rung des Mitglieds voraus. 

  (2) 1Durch die Leistung von Abgaben zur Höherver-
sicherung erwirbt das Mitglied für jedes Geschäfts-
jahr einen Erhöhungsbetrag. 2Der Erhöhungsbetrag 
ist das Produkt aus der im Geschäftsjahr geleisteten 
Abgabe und dem in der für das jeweilige Geschäfts-
jahr geltenden Rententabelle unter dem jeweiligen 
Einzahlungsalter ausgewiesenen Jahresrentenwert. 
3Einzahlungsalter ist das Lebensalter, welches das 
Mitglied am 31. Dezember des jeweiligen Geschäfts-
jahres vollendet hat. 4Die jeweils für das Mitglied 
gültigen Werte sind nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen ermittelt und werden dem versi-
cherungsmathematischen Gutachten der Ärztever-
sorgung Westfalen-Lippe in jährlich aktualisierter 
Fassung als Anlage beigefügt. 5§ 11 fi ndet keine An-
wendung. 

  (3) 1Beantragt das Mitglied die vorgezogene Alters-
rente, wird der vom Mitglied erworbene Erhöhungs-
betrag in Abweichung von § 9 Abs. 2 Satz 4 um 0,39 
v. H. gekürzt. 2Im Falle der hinausgeschobenen Al-
tersrente erhält das Mitglied in Abweichung von § 9 
Abs. 3 Satz 4 einen Zuschlag in Höhe von 0,39 v. H. 
auf den mit Erreichen der Regelaltersrente erworbe-
nen Erhöhungsbetrag. 

  (4) Für den Fall der Gewährung einer Berufsunfä-
higkeitsrente wird diese in Höhe von 80 v. H. des Er-
höhungsbetrages gewährt. 

  (5) Für den Fall der Überleitung nach § 18 oder der 
Nachversicherung nach § 18 werden die für vergan-
gene Geschäftsjahre geleisteten Versorgungsabga-
ben, welche die für die betreffenden Geschäftsjahre 
jeweils gültigen Höchstbeträge nach §  22 Abs.  2 
übersteigen, als Abgaben zur Höherversicherung 
nach Absatz  1 angenommen, sofern sie nach dem 
31.12.2015 bei der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe 
eingehen.“

12.  In § 26 Absatz 2 wird Nummer 2 wie folgt gefasst:

 „2. Abgaben zur Höherversicherung – § 25.“

13.  § 27 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 werden nach dem Wort „Versor-
gungsabgaben“ die Wörter „sowie Abgaben zur 
Höherversicherung gemäß § 25“ eingefügt.

 b)   In Absatz 7 werden nach dem Wort „Steigerungs-
zahlen“ die Wörter „sowie die gemäß § 25 als Ab-
gabe zur Höherversicherung geleisteten Beträge 
und die sich daraus errechneten Rentenwerte“ 
eingefügt.

14.  § 29 wird aufgehoben.

15.  § 30 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Mittel der Versorgungseinrichtung dür-
fen nur zur Bestreitung der satzungsmäßigen 
Leistungen, der notwendigen Verwaltungskosten, 

der sonstigen zur Erfüllung der Aufgabe der 
 Ärzteversorgung Westfalen-Lippe erforderlichen 
Aufwendungen sowie zur Bildung der erforderli-
chen Rückstellungen und Rücklagen (u. a. ge-
schäftsplanmäßige Deckungsrückstellung, Rück-
stellung für Anpassungen an veränderte Rech-
nungsgrundlagen, Rückstellung für Leistungsver-
besserungen, Sicherheitsrücklage) verwendet 
werden.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) 1Das Vermögen der Ärzteversorgung Westfa-
len-Lippe ist unter Beachtung der Bestimmungen 
des Landesversicherungsaufsichtsgesetzes (VAG 
NRW) und der Versicherungsaufsichtsverordnung 
(VersAufsVO NRW) anzulegen. 2Soweit an deren 
Stelle andere Bestimmungen treten, fi nden diese 
Anwendung.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) 1Die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe hat 
jährlich eine versicherungsmathematische Bilanz 
durch einen Sachverständigen aufstellen zu las-
sen. 2Ergibt sich nach dieser Bilanz ein Über-
schuss, so ist dieser einer Sicherheitsrücklage zu-
zuweisen, bis diese 4 v. H. der Deckungsrückstel-
lung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder 
erreicht hat. 3Über die in Satz 2 geregelte pfl icht-
gemäße Zuweisung hinaus kann der Verwal-
tungsausschuss durch Beschluss weitere Über-
schüsse der Sicherheitsrücklage zuweisen, bis 
diese als Zielgröße 8 v. H. der Deckungsrückstel-
lung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder 
erreicht hat. 4Die Sicherheitsrücklage darf nur 
zur Deckung von Verlusten in Anspruch genom-
men werden.  5Der verbleibende Überschuss ist 
der Rückstellung für Leistungsverbesserungen, 
der Beträge ausschließlich zur Verbesserung der 
Versorgungsleistungen entnommen werden dür-
fen, oder einer sonstigen Rücklage zuzuweisen, 
der Beträge zur Auffüllung der Deckungsrück-
stellung wegen erwarteter Änderungen der Rech-
nungsgrundlagen oder zum Ausgleich von Zins-
schwankungen entnommen werden dürfen. 6Zur 
Deckung von Verlusten ist vor Inanspruchnahme 
der Sicherheitsrücklage auf die Rückstellung für 
Leistungsverbesserungen und, wenn diese in An-
spruch genommen worden ist, auf die sonstige 
Rücklage zurückzugreifen.“

16.  Nach § 39 wird § 40 eingefügt und wie folgt gefasst:

 „§ 40

 Freiwillige Höherversorgung; 
 Freiwillige Zusatzversorgung

  (1) Für Abgaben, die bis zum 31. 12.2015 zur freiwil-
ligen Höherversorgung geleistet worden sind, ist § 25 
in seiner bis zum 31. 12. 2015 geltenden Fassung an-
zuwenden.

  (2) Für Abgaben, die bis zum 31. 12. 2015 zur freiwil-
ligen Zusatzversorgung geleistet worden sind, ist 
§  29 in seiner bis dahin geltenden Fassung anzu-
wenden einschließlich der Anlage 1 („Bedingungen 
der freiwilligen Zusatzversorgung gemäß §  29 der 
 Satzung der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe 
 (ÄVWL)“) sowie der Anlagen 1.1, 1.2, 1.3, 1.4, 2.1 
und 2.2.“

17.   Anlage 1, Anlage 1.1, Anlage 1.2, Anlage 1.3, Anlage 
1.4, Anlage 2.1 und Anlage 2.2 werden aufgehoben. 

II.

1.   Die Änderungen der §§  1, 3, 4, 5, 30 und der Über-
schrift der Satzung treten am Tag nach der Veröf-
fentlichung im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft. 

2.   Die Änderungen der §§ 10, 11, 19, 21, 22, 25, 26, 27, 
29, 40 sowie der Anlage 1, Anlage 1.1, Anlage 1.2, An-
lage 1.3, Anlage 1.4, Anlage 2.1 und Anlage 2.2 der 
Satzung treten am 1. Januar 2016 in Kraft. 
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5.  Das Vermögen der Vereinigung „Nationaler Wider-
stand Dortmund“ wird beschlagnahmt und zuguns-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen eingezogen. Sa-
chen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen, 
soweit der Berechtigte durch Überlassung der Sachen 
an die Vereinigung „Nationaler Widerstand Dort-
mund“ deren verfassungsfeindliche Zwecke und Tä-
tigkeiten vorsätzlich gefördert hat oder die Sachen 
zur Förderung dieser Zwecke und Tätigkeiten be-
stimmt sind.

6.  Die Vereinigung „Nationaler Widerstand Dortmund“ 
tritt auch unter den Namen „Kameradschaft Dort-
mund“, „NW/Nationaler Widerstand Dortmund“ und 
„AN/Autonome Nationalisten Dortmund“ auf. Die 
Nummern 1 bis 5 gelten auch für die „Kameradschaft 
Dortmund“, „NW/Nationaler Widerstand Dortmund“ 
und „AN/Autonome Nationalisten Dortmund“.

7.  Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird an-
geordnet; dies gilt nicht für die in Nummer 5 genann-
ten Einziehungen.

Die vorstehende Verfügung ist nunmehr unanfechtbar 
geworden. Unter Hinweis auf die Unanfechtbarkeit des 
Verbots wird sein verfügender Teil gemäß § 7 Absatz 1 
VereinsG nochmals bekannt gemacht.

Mit der Einziehung und Abwicklung des Vereinsvermö-
gens ist das Landeskriminalamt, Völklinger Straße 49, 
40221 Düsseldorf, beauftragt.

Düsseldorf, den 3. August 2015

Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Az. 402 – 57.07.12)

Im Auftrag

C i e m i g a

– MBl. NRW. 2015 S. 502

2180

Unanfechtbarkeit des Verbots des Vereins 
„Bandidos MC Chapter Aachen“ 

sowie seiner Teilorganisationen Chicanos 
MC Chapter Aachen, Chicanos MC Chapter 

Alsdorf, Chicanos MC Chapter Düren, X-Team 
MC Aachen und Diablos MC Heinsberg

Bek. des Ministeriums für Inneres und Kommunales
– 402 – 57.07.12 –

v. 3. 8. 2015

Das Ministerium für Inneres und Kommunales erließ am 
23. 4. 2012 gemäß Artikel 9 Absatz  2 Grundgesetz (GG) 
i. V. m. §  3 des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen 
Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 5. August 1964 
(BGBl.  I S.  593), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3198), fol-
gende – durch Bekanntmachung vom 23.10.2012 (BAnz 
AT 23. 10. 2012 B9) und vom 14. 12. 2012 (MBl. NRW. 
2012 S. 727) veröffentlichte –

Verfügung

1.  Der Zweck und die Tätigkeit des Vereins „Bandidos 
MC Chapter Aachen“ einschließlich des Chicanos MC 
Chapter Aachen, Chicanos MC Chapter Alsdorf, 
 Chicanos MC Chapter Düren, X-Team MC Aachen 
und Diablos MC Heinsberg als Teilorganisationen des 
Bandidos MC Chapter Aachen laufen den Strafgeset-
zen zuwider.

2.  Der Verein „Bandidos MC Chapter Aachen“ ein-
schließlich der Teilorganisationen Chicanos MC 
Chapter  Aachen, Chicanos MC Chapter Alsdorf, 
 Chicanos MC Chapter Düren, X-Team MC Aachen 
und Diablos MC Heinsberg sind verboten. Sie werden 
aufgelöst.

Genehmigt: Vers. 35- 00- 1 U 24 III B 4

Düsseldorf, 15. Juli 2015

Finanzministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.   S i e g e l

Ausgefertigt am

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit ausge-
fertigt und wird im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen bekannt gegeben.

Münster, den 28.7.2015

Präsident der
Ärztekammer Westfalen-Lippe

Dr. med. Theodor  W i n d h o r s t

– MBl. NRW. 2015 S. 500

213

Aufhebungserlass
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 74-42.01.21-897/15 – 
v. 4. 8. 2015

Der RdErl. des Innenministers vom 11. 3. 1959, Dienstan-
weisung für die Kreisbrandmeister (MBl. NRW. S. 592), 
wird aufgehoben.

– MBl. NRW. 2015 S. 502

2180

Unanfechtbarkeit des Verbots des Vereins 
„Nationaler Widerstand Dortmund“ in Dortmund

Bek. des Ministeriums für Inneres und Kommunales 
– 402 – 57.07.12 –

v. 3. 8. 2015

Das Ministerium für Inneres und Kommunales des Lan-
des NRW erließ am 10. 8. 2012 gemäß Artikel 9 Absatz 2 
Grundgesetz (GG) i. V. m. § 3 des Gesetzes zur Regelung 
des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 
5. August 1964 (BGBl.  I S. 593), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Dezember 2007 (BGBl. I 
S.  3198), folgende – durch Bekanntmachung vom 
23. 10. 2012 (BAnz AT 23. 10. 2012 B13) und vom 
14. 12.  2012 ( MBl. NRW. S. 729) veröffentlichte –

Verfügung

1.  Die Vereinigung „Nationaler Widerstand Dortmund“ 
richtet sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung. 
Sie läuft nach Zweck und Tätigkeit den Strafgesetzen 
zuwider.

2.  Die Vereinigung „Nationaler Widerstand Dortmund“ 
ist verboten. Sie wird aufgelöst.

3.  Es ist verboten, Kennzeichen der Vereinigung „Nati-
onaler Widerstand Dortmund“ für die Dauer der 
Vollziehbarkeit des Verbots öffentlich, in einer Ver-
sammlung oder in Schriften, Ton- und Bildträgern, 
Abbildungen oder Darstellungen, die verbreitet wer-
den können oder zur Verbreitung bestimmt sind, zu 
verwenden.

4.  Der Vereinigung „Nationaler Widerstand Dortmund“ 
ist jede Tätigkeit untersagt. Es ist verboten, Ersatzor-
ganisationen zu bilden oder bestehende Organisatio-
nen als Ersatzorganisationen fortzuführen.
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2
Gegenstand der Förderung

Die Förderung untergliedert sich in die Bereiche An-
schubförderung, Einzelprojektförderung und Förderung 
von Maßnahmen, die der Unterstützung, Qualifi zierung 
und Vernetzung von Migrantenselbstorganisationen die-
nen.

2.1
Anschubförderung

Gefördert werden im Aufbau befi ndliche Migranten-
selbst organisationen, um deren Handlungsfähigkeit zu 
unterstützen. Förderfähig sind Sachausgaben, Ausgaben 
für Qualifi zierungsmaßnahmen der Organisationsmit-
glieder und Maßnahmen, die der Begegnung und dem 
Austausch von Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund dienen.

Zu den förderfähigen Sachausgaben zählen insbeson-
dere:

–  Geschäftsbedarf, Fachbücher, Zeitschriften, Post- 
und Fernmeldegebühren,

–  Geräte-, Ausstattungs-, Ausrüstungs- und sonstige 
Gebrauchsgegenstände als Anschaffungen bis zu ei-
nem Wert in Höhe von 5.000 €,

–  Bewirtschaftung und Unterhaltung von Gebäuden 
und Räumlichkeiten,

–  Mieten, 

–  Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anla-
gen,

–  Veröffentlichungen und Werbung bezogen auf die 
Migrantenselbstorganisation und von ihr durchge-
führte Integrationsangebote.

Anschaffungen über einem Wert von 500 € sind mit der 
Bewilligungsbehörde abzustimmen.

Zu den förderfähigen Ausgaben für Qualifi zierungen 
und Weiterbildungen der Organisationsmitglieder zäh-
len:

–  Ausgaben für Qualifi zierungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen für Mitglieder der Migrantenselbstorga-
nisation,

–  Honorarkosten,

–  Reisekosten entsprechend dem Landesreisekostenge-
setz – LRKG.

2.2
Einzelprojektförderung

Gefördert werden Maßnahmen, die dazu dienen, die 
Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund in 
den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Bereichen zu 
verbessern.

Hierunter fallen insbesondere

–  Maßnahmen, um die Bildungsteilhabe sowie Bil-
dungschancen für Menschen mit Migrationshinter-
grund zu verbessern,

–  Maßnahmen, um die Erziehungskompetenz von El-
tern/Sorgeberechtigten mit Migrationshintergrund zu 
stärken,

–  Projekte zur Gesundheitsförderung und Inklusion,

–  Außerschulische Angebote in Kooperation mit Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe

–  Zielgruppenspezifi sche Angebote für Kinder und 
 Jugendliche, Frauen und Männer, Seniorinnen und 
Senioren, Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderer,

–  Informationsveranstaltungen zu Angeboten der sozi-
alen Infrastruktur und zu fachbezogenen Themen,

–  Kommunikationstrainings (z. B. Angebote zum Er-
werb der deutschen Sprache als Vorstufe zum Integ-
rationskurs, fl ankierende Kommunikationstrainings),

–  Maßnahmen zur Unterstützung des interkulturellen 
und / oder interreligiösen Dialogs,

3.  Es ist verboten, Kennzeichen des Vereins „Bandidos 
MC Chapter Aachen“ einschließlich der Teilorganisa-
tionen Chicanos MC Chapter Aachen, Chicanos MC 
Chapter Alsdorf, Chicanos MC Chapter Düren, 
X-Team MC  Aachen und Diablos MC Heinsberg für 
die Dauer der Vollziehbarkeit des Verbots öffentlich, 
in einer Versammlung oder in Schriften, Ton- und 
Bildträgern, Abbildungen oder Darstellungen, die 
verbreitet werden können oder zur Verbreitung be-
stimmt sind, zu verwenden

4.  Dem Verein „Bandidos MC Chapter Aachen“ ein-
schließlich der Teilorganisationen Chicanos MC 
Chapter Aachen, Chicanos MC Chapter Alsdorf, 
 Chicanos MC Chapter Düren, X-Team MC Aachen 
und Diablos MC Heinsberg ist jede Tätigkeit unter-
sagt. Es ist verboten, Ersatzorganisationen zu bilden, 
oder bestehende Organisationen als Ersatzorganisa-
tionen fortzuführen.

5.  Das Vermögen des Vereins „Bandidos MC Chapter 
Aachen“ einschließlich der Teilorganisationen Chica-
nos MC Chapter Aachen, Chicanos MC Chapter 
 Alsdorf, Chicanos MC Chapter Düren, X-Team MC 
Aachen und Diablos MC Heinsberg wird beschlag-
nahmt und zugunsten des Landes Nordrhein-West-
falen einge zogen. Sachen Dritter werden beschlag-
nahmt und eingezogen, soweit der Berechtigte durch 
Überlassung der Sachen an den Verein „Bandidos 
MC Chapter Aachen“ einschließlich der Teilorgani-
sationen Chicanos MC Chapter Aachen, Chicanos 
MC  Chapter Alsdorf, Chicanos MC Chapter Düren, 
X-Team MC Aachen und Diablos MC Heinsberg 
 deren strafrechtswidrige Zwecke und Tätigkeiten 
vorsätzlich gefördert hat oder die Sachen zur Förde-
rung dieser Zwecke und Tätigkeiten bestimmt sind.

6.  Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird an-
geordnet; dies gilt nicht für die in Nummer 5 genann-
ten Einziehungen.

Die vorstehende Verfügung ist nunmehr unanfechtbar 
geworden. Unter Hinweis auf die Unanfechtbarkeit des 
Verbots wird sein verfügender Teil gemäß § 7 Absatz 1 
VereinsG nochmals bekannt gemacht.
Mit der Einziehung und Abwicklung des Vereinsvermö-
gens ist das Landeskriminalamt, Völklinger Straße 49, 
40221 Düsseldorf, beauftragt.

Düsseldorf, den 3. 8. 2015

Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Az. 402 – 57.07.12)

Im Auftrag

C i e m i g a

– MBl. NRW. 2015 S. 502

26

Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen für Selbstorganisationen 

von Migrantinnen und Migranten
RdErl. d. Ministeriums für Arbeit, 

Integration und Soziales – IV 5 – 9641 – 
v. 13. 8. 2015

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO Zuwendungen 
für Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migran-
ten.
Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewährung ei-
ner Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.
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gabenhilfe sowie Maßnahmen, die als eintägige Veran-
staltungen konzipiert sind.

4
Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende sind die im Land Nordrhein-
Westfalen ansässigen Migrantenselbstorganisationen.

5
Zuwendungsvoraussetzung

5.1
Allgemeine Voraussetzungen

Migrantenselbstorganisationen im Sinne dieser Richtli-
nie sind Vereine und Zusammenschlüsse, bei denen min-
destens die Hälfte der Mitgliederzahl, der Vorstandspo-
sitionen bzw. bei den aktiv Verantwortlichen Menschen 
mit Migrationshintergrund sind. Zur Bestimmung des 
Merkmals Migrationshintergrund ist die Defi nition nach 
§  4 Absatz  1 des Gesetzes zur Förderung der gesell-
schaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-
Westfalen vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97) maß-
geblich.

Die Aktivitäten der Träger müssen vorrangig auf die Si-
tuation der Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland und nicht auf die Umstände in den Her-
kunftsländern ausgerichtet sein. Gefördert werden kön-
nen Migrantenselbstorganisationen, die sich nicht aus-
schließlich der Pfl ege der Herkunftskultur oder der 
Religionsausübung widmen.

Weitere Voraussetzungen für eine Förderung sind, dass 
die Migrantenselbstorganisation

–  in das Vereinsregister eingetragen oder eine landes-
weite, regionale oder kommunale Untergliederung ei-
nes eingetragenen Vereins ist, deren Status in der 
Vereinssatzung geregelt ist,

–  als gemeinnützig anerkannt ist,

–  unabhängig von staatlichen Strukturen im In- und 
Ausland sowie von Parteien ist und

–  eine Erklärung zur Zusammenarbeit mit den vom 
Land geförderten Strukturen der Integration abgibt.

Förderfähig sind ausschließlich Maßnahmen, die inner-
halb des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
werden. Die Aktivitäten der Migrantenselbstorganisatio-
nen müssen auf eine Kommune, überregional oder lan-
desweit ausgerichtet sein.

5.2
Besondere Voraussetzungen für einzelne Förderbereiche

5.2.1
Anschubförderung

Eine Anschubförderung gem. Nummer 2.1 kann gewährt 
werden, wenn die Migrantenselbstorganisation

–  innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der je-
weils neuen Förderphase gegründet bzw. in das Ver-
einsregister eingetragen worden ist bzw. die Eintra-
gung bis zum 31. 1. des neuen Förderjahres erfolgt 
und insbesondere

–  noch keine Landes-, Bundes- oder EU-Fördermittel 
erhalten hat oder

–  über keine eigenen Räumlichkeiten verfügt oder

–  die eigenen Räumlichkeiten einen Ausstattungsbe-
darf haben oder

–  Qualifi zierungsbedarf der Organisationsmitglieder 
für die Arbeit der Migrantenselbstorganisation be-
steht.

5.2.2
Einzelprojektförderung

Für die Antragstellung ist erforderlich, dass die Migran-
tenselbstorganisation nachweisbar Erfahrungen in der 
Durchführung von Projekten hat.

–  Projekte zur Verbesserung des Zusammenlebens im 
Stadtteil,

–  Maßnahmen zur Konfl iktbewältigung,

–  Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus, Funda-
mentalismus,

–  Maßnahmen zur Reaktion auf kurzfristige Bedarfe.

Die Maßnahmen können in Kooperation mit Regelein-
richtungen (z. B. Träger der Jugendhilfe) durchgeführt 
werden. Das Land NRW behält sich eine wechselnde 
Schwerpunktsetzung vor.

2.3
Förderung von Unterstützung, Qualifi zierung und Ver-
netzung

Gefördert werden regionale Projekte, in denen Migran-
tenselbstorganisationen mindestens drei unerfahrene 
Migrantenselbstorganisationen unterstützen, qualifi zie-
ren sowie vernetzen und dabei insbesondere organisato-
risches Wissen zur Verfügung stellen.

Die Förderung unterstützt die Brückenfunktion von be-
reits auf einem hohen Organisationsgrad arbeitenden 
Migrantenselbstorganisationen als Multiplikatoren der 
Integrationsarbeit. Im Mittelpunkt steht ein Coaching-
prozess für weiter zu entwickelnde Migrantenselbst-
organisationen, der – ausgehend von konkreten Prob-
lemstellungen – auf die Weitervermittlung von Wissen 
und Erfahrungen bei der Fortentwicklung von Migran-
tenselbstorganisationen ausgerichtet ist. Besondere Be-
deutung sollen hierbei die Bereiche der Antragstellung 
und die Durchführung eigener Maßnahmen haben.

Im Rahmen dieses Bereichs werden auch Migrantenselb-
storganisationen gefördert, um im Aufbau befi ndliche 
Migrantenselbstorganisationen dabei zu unterstützen, 
die Förderfähigkeit im Sinne dieser Richtlinie zu errei-
chen (sog. Tandemprojekte). Antragssteller ist in diesem 
Fall die bereits etablierte Migrantenselbstorganisation, 
die alle allgemeinen Zuwendungsvoraussetzungen nach 
Nummer 4.1 der Richtlinie erfüllen muss.

Die Fortentwicklung von Teilen der eigenen Vereins- 
oder Verbandsstrukturen sowie gleichgelagerter Unter-
gliederungen sind nicht förderfähig.

3
Nicht förderfähige Ausgaben und Projektinhalte

Nicht förderfähig in allen drei Förderbereichen sind ins-
besondere:

–  Erstattungsfähige Mehrwertsteuer,

–  Bankspesen und Sollzinsen (insbesondere Darlehens- 
und Kontokorrentkreditzinsen),

–  Kauf von Fahrzeugen, Immobilien und Grundstücken 
einschließlich Notargebühren,

–  Abschreibungen,

–  Bußgelder, Geldstrafen, Prozesskosten,

–  Kautionen

–  Betriebskosten(-anteile) von Migrantenselbstorga-
nisationen, die eine Zentrenförderung im Rahmen 
des  Förderkonzeptes „Interkulturelle Zentren und 
niedrigschwellige Integrationsvorhaben“ erhalten,

–  Projekte bzw. Maßnahmen, die inhaltlich identisch 
sind mit einem bereits durch das vorgenannte Pro-
gramm geförderten niedrigschwelligen Integrations-
vorhaben oder einer über das Programm „Förderung 
von Integrationsagenturen für die Belange von Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte“ geförderten spe-
zifi schen Maßnahme,  

–  Projekte bzw. Maßnahmen, die sich überwiegend der 
Pfl ege der Herkunftskultur oder der Religionsaus-
übung widmen.

Nicht förderfähig sind Einzelprojekte gem. Nummer 2.2, 
die aufgrund ihrer thematischen Schwerpunkte von an-
deren Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert 
werden sowie berufsbezogene Angebote (z. B. Bewer-
bungstrainings, Vermittlung, Begleitung, Qualifi zierun-
gen), Sprachkurse, schulische Maßnahmen und Hausauf-
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8
Sonstige Bestimmungen

Grundsätzlich kann eine Migrantenselbstorganisation 
im selben Förderzeitraum nur in einem Förderbereich 
dieser Richtlinie eine Zuwendung erhalten. Eine gleich-
zeitige Förderung im Bereich der Einzelprojektförde-
rung und der Förderung von Unterstützung, Qualifi zie-
rung und Vernetzung ist jedoch möglich.

9
Verfahren

9.1
Antragsverfahren

Zuwendungen sind bei der Bewilligungsbehörde, der Be-
zirksregierung Arnsberg, Dezernat 36 (Kompetenzzent-
rum für Integration – KfI), zu beantragen.

Die Förderanträge werden in elektronischer Form im In-
ternet zum Download angeboten (www.mais.nrw.de oder 
www.kfi .nrw.de). Für die Antragstellung ist die Verwen-
dung der Antragsvordrucke zwingend erforderlich.

Die Antragsfrist wird für jede neue Förderphase recht-
zeitig bekannt gegeben.

9.2
Bewilligungsverfahren

Das Kompetenzzentrum für Integration erteilt den Zu-
wendungsbescheid, in dem die Auszahlungsmodalitäten 
und die Vorgaben zum Verwendungsnachweis geregelt 
sind.

9.3
Auszahlungsverfahren

Zu Nummer 2.1: Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt 
zu einem einmaligen Termin im jeweiligen Haushalts-
jahr auf Anforderung. 

Zu Nummern 2.2 und 2.3: Die Auszahlung der Zuwen-
dung erfolgt auf Anforderung in vier gleichen Teilbeträ-
gen zum 15. 2., 15. 5., 15. 8., 15. 11 des Haushaltsjahres.

Die Nummern 7.2. und 8.6 VV zu § 44 LHO werden inso-
weit ausgenommen.

9.4
Verwendungsnachweisverfahren

Bei Förderungen nach der Nummer  2.1 ist der Bewilli-
gungsbehörde ein einfacher Verwendungsnachweis vor-
zulegen. Dieser besteht aus einem Sachbericht, einem 
zahlenmäßigen Nachweis und einer tabellarischen Be-
legübersicht, in der die Ausgaben nach Art und in zeitli-
cher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind.

Bei Förderungen nach den Nummern 2.2 und 2.3 ist ein 
Verwendungsnachweis nach den Vorgaben der Nr.  6.1 
der ANBestP vorzulegen.

10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2018 außer Kraft. Die 
Richtlinie vom 8.1.2014 (MBl. NRW. S. 83) tritt zeit-
gleich außer Kraft. 

– MBl. NRW. 2015 S. 503

5.2.3
Förderung von Unterstützung, Qualifi zierung und Ver-
netzung

Eine Migrantenselbstorganisation, die eine Förderung 
für Unterstützungs-, Qualifi zierungs- und Vernetzungs-
leistungen beantragt, muss nachweisbar Erfahrungen in 
der Durchführung von Projekten haben. Erforderlich ist 
zudem, dass die Migrantenselbstorganisation in regiona-
len oder überregionalen Netzwerkstrukturen arbeitet 
und bereit zur interkulturellen Zusammenarbeit mit Or-
ganisationen unterschiedlicher Herkunft ist.

6
Art und Umfang, Höhe der Förderung

6.1
Zuwendungsart

Projektförderung

6.2
Finanzierungsart

Zu Nummer  2.1: Vollfi nanzierung mit einem Höchstbe-
trag i. H. von 6.000 €

Zu Nummern 2.2 und 2.3: Anteilfi nanzierung

6.3
Form der Zuwendung

Zuschuss

6.4
Bemessungsgrundlage

6.4.1
Anschubförderung 

Die Anschubförderung gem. Nummer  2.1 erfolgt als 
Vollfi nanzierung.

Die Förderung erfolgt bis zu einem Höchstbetrag von 
6.000 € pro Haushaltsjahr

6.4.2
Einzelprojektförderung

Die Einzelprojektförderung gem. Nummer 2.2 erfolgt als 
Anteilfi nanzierung.

Die Förderung von Projekten erfolgt anteilig als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss zu Personal- und Sachausgaben 
in Höhe von 80 v. H. der zuwendungsfähigen Gesamtaus-
gaben. Die Förderung ist auf einen Höchstbetrag von 
15.000 € pro Haushaltsjahr begrenzt.

6.4.3
Förderung von Unterstützung, Qualifi zierung und Ver-
netzung

Die Förderung von Projekten gem. Nummer  2.3 erfolgt 
in der Form der Anteilfi nanzierung als nicht rückzahl-
barer Zuschuss zu Personal- und Sachausgaben in 
Höhe  von 80 v. H. der zuwendungsfähigen Gesamtaus-
gaben. Die Förderung ist auf einen Höchstbetrag von 
15.000 € pro Haushaltsjahr begrenzt.

6.4.4
Bürgerschaftliches Engagement

Bürgerschaftliches Engagement in Form von freiwilli-
gen, unentgeltlichen Arbeiten kann gemäß der Mantel-
richtlinie (RdErl. d. Ministeriums für Arbeit, Integration 
und Soziales v. 18.6.2012 – I 1 (BdH) 2602) als fi ktive 
Ausgabe bei der Bemessung der Zuwendung einbezogen 
werden. Der zulässige Anteil der fi ktiven Ausgaben für 
bürgerschaftliches Engagement an den zuwendungs-
fähigen Gesamtausgaben wird auf maximal 10 v. H. be-
grenzt.

7
Dauer der Förderung

Eine Förderphase beträgt maximal 24 Monate. Eine 
Maßnahme oder ein Projekt kann grundsätzlich bis zu 
zwei Förderphasen gefördert werden. Erfolgreiche Ein-
zelprojekte (Nummer  2.2) und Projekte, die der Unter-
stützung, Qualifi zierung und Vernetzung dienen (Num-
mer  2.3), können im Einzelfall über zwei Förderphasen 
hinaus gefördert werden.
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1.2
Ein Anspruch auf die Gewährung der Zuwendung be-
steht nicht. Die Bewilligungsbehörden entscheiden nach 
pfl ichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2 
Gegenstand der Förderung

2.1
Investive Maßnahmen des Naturschutzes.

2.1.1 
Maßnahmen des Biotop- und Artenschutzes im Offen-
land. 

Hierzu gehören, neben weiteren Maßnahmen, zum Bei-
spiel

–  die Anlage von Blänken und Artenschutzgewässern,

–  die Neuanlage von Streuobstwiesen,

–  der Instandsetzungsschnitt von Kopfbäumen,

–  die Wiedervernässung und Renaturierung,

–  Entbuschungen, Freistellungen und Anpfl anzungen,

–  die Anlage von Nist-, Brut- und Laichplätzen.

2.1.2 
Maßnahmen zur Förderung des Umweltbewusstseins.

Hierzu gehören zum Beispiel

–  die Erstellung von Aussichtsplattformen,

–  die Erstellung von Informationstafeln.

2.2
Grunderwerb auch zu Tauschzwecken von Offenlandfl ä-
chen, Wald- und sonstigen Flächen zur Herausnahme 
aus der Nutzung oder zur naturschutzfachlich bedingten 
Folgenutzung.

2.3 
Erstellung von Schutz- und Bewirtschaftungskonzepten 
einschließlich notwendiger Voruntersuchungen.

3
Fördergebiete

Die Förderung erfolgt in der für das NRW-Programm 
„Ländlicher Raum“ geltenden Gebietskulisse „Ländli-
cher Raum“ und dort in Gebieten mit hohem Naturwert.

Gebiete mit hohem Naturwert sind

–  Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pfl anzen (ABl. L 206 vom 
22. 7. 1992, S.  7) (FFH-Richtlinie) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

–  Europäische Vogelschutzgebiete gemäß der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 
des  Rates vom 30. November 2009 über die Erhal-
tung  der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26. 1. 2010 S. 7) (Vogelschutzrichtlinie) in der jeweils 
geltenden Fassung,

–  Naturschutzgebiete und besonders geschützte Bio-
tope gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl.  I S. 2542) in der jeweils gelten-
den Fassung, in Verbindung mit§ 62 des Landschafts-
gesetzes, außerhalb der oben genannten Gebiete als 
Kohärenzgebiete gemäß Artikel 10 der FFH-Richt-
linie,

–  Gebiete mit Vorkommen der Arten nach Anhang II 
und IV der FFH-Richtlinie und nach Anhang I und 
Artikel 4 Absatz 2 der Vogelschutzrichtlinie,

–  weitere gegebenenfalls isoliert liegende Flächen be-
ziehungsweise dort befi ndliche Landschaftselemente, 
die als ökologische Trittsteine dienen oder kultur-
landschaftsprägende, regional typische Landschafts-
bestandteile und -elemente, die Lebensräume für 
wildlebende Pfl anzen und Tiere sind und

7861

Richtlinien 
über die Gewährung von Zuwendung zur 

 Erhaltung, Wiederherstellung und Verbesserung 
des kulturellen und natürlichen Erbes und zur 
Erstellung von Schutz- und Bewirtschaftungs-
konzepten im Bereich Naturschutz (Richtlinien 

investiver Naturschutz- Managementpläne)
RdErl. des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt,

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz
– III-4.942.00.00 –

v. 29. 7. 2015

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt Zuwendungen nach Maßgabe dieser 
Richtlinien und auf Grund folgender Normen in der je-
weils geltenden Fassung:

–  der Verordnung (EU) Nr.  1305/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 
2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.  1698/2005 
(ABl. L 347 vom 20. 12. 2013, S. 487),

–  der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 der 
Kommission vom 17. Juli 2014 mit Durchführungs-
vorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Förderung der ländlichen Entwicklung durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 227 vom 
31. 7. 2014, S. 18),

–  der Verordnung (EU) Nr.  1306/2013 des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates vom 17. Dezember 
2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das 
Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, 
(EG) Nr.  165/94, (EG) Nr.  2799/98, (EG) Nr.  814/ 
2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des 
Rates (ABl. L 347 vom 20. 12. 2013, S. 549),

–  der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der 
Kommission vom 17. Juli 2014 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
des integrierten Verwaltungs-und Kontrollsystems, 
der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums und der Cross Compliance (ABl. L 227 vom 
31. 7. 2014, S. 69),

–  der Delegierten Verordnung (EU) Nr.  640/2014 der 
Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) Nr.  1306/2013 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates auf das integrierte Ver-
waltungs- und Kontrollsystem und die Bedingungen 
für die Ablehnung oder Rücknahme von Zahlungen 
sowie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von Di-
rektzahlungen, Entwicklungsmaßnahmen für den 
ländlichen Raum und der Cross Compliance (ABl. L 
181 vom 20. 6. 2014, S. 48) sowie

–  den Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushalts-
ordnung, RdErl. des Finanzministeriums vom 30. 
September 2003 (MBl. NRW. S. 1254).

Die Zuwendungen werden zur Förderung und Entwick-
lung der NATURA-2000-Gebiete und anderer Gebiete 
mit hohem Naturwert für Maßnahmen zur Erhaltung, 
Wiederherstellung und Verbesserung des kulturellen und 
natürlichen Erbes und zur Erstellung von Schutz- und 
Bewirtschaftungskonzepten gewährt.

Ziel der Förderung ist die Erhaltung, Verbesserung be-
ziehungsweise Wiederherstellung der Lebensgrundlagen 
von gefährdeten oder bedrohten Tier- und Pfl anzenarten 
und die Verhinderung einer für den Naturhaushalt 
schädlichen Entwicklung auf der Basis des Landschafts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
Juli 2000 (GV. NRW. S.  568) in der jeweils geltenden 
Fassung sowie die Förderung des Umweltbewusstseins.
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–  weitere Gebiete, bei denen die Bewilligungsbehörde 
den besonderen hohen Naturwert der Fläche fest-
stellt.

4
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind

4.1
für Maßnahmen der Nummern 2.1 und 2.2

4.1.1
Gemeinden, Gemeindeverbände und andere Gebietskör-
perschaften des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der 
Länder und des Bundes,

4.1.2
Träger von Naturparken, die Nordrhein-Westfalen Stif-
tung Naturschutz, Heimat- und Kulturpfl ege sowie die 
in NRW anerkannten Naturschutzvereinigungen,

4.1.3
sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 
und des Privatrechts.

4.2
für Maßnahmen der Nummer 2.3

Gemeinden, Gemeindeverbände.

5
Zuwendungsvoraussetzungen

5.1
Die Maßnahmen müssen in den in Nummer 3 genannten 
Fördergebieten durchgeführt werden. Zuwendungen 
dürfen nur bewilligt werden, wenn die öffentlich-recht-
lichen beziehungsweise privatrechtlichen Voraussetzun-
gen für eine längerfristige und dauerhafte Sicherung des 
Zuwendungszwecks gewährleistet sind.

5.1.2
Der Grunderwerb nach Nummer 2.2 ist nur dann förder-
fähig, wenn er im Zusammenhang mit einem Projekt er-
folgt und die Ausgaben des Grundstücksankaufs maxi-
mal 10 Prozent der zuschussfähigen Gesamtausgaben 
des Projektes betragen. In begründeten Ausnahmefällen 
kann für Umweltschutzvorhaben ein höherer Prozent-
satz zugelassen werden.

5.2
Nicht zuwendungsfähig sind

5.2.1
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinn der §§ 4, 5 
und 6 des Landschaftsgesetzes und sonstige Maßnah-
men, die auf Grund gesetzlicher, vertraglicher oder sons-
tiger Verpfl ichtung durchzuführen sind,

5.2.2
Personal- und Sachkosten der Zuwendungsempfänger, 
die juristische Personen des öffentlichen Rechts sind,

5.2.3
die über die Förderrichtlinien Biologische Stationen, 
RdErl. des Ministeriums für Umwelt- und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 1. 1. 2005 
(MBl. NRW. S. 564) in der jeweils geltenden Fassung zu 
fi nanzierenden Personal- und Sachausgaben der Biologi-
schen Stationen für die fachliche Begleitung von Maß-
nahmen nach diesen Richtlinien.

6
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

6.1
Zuwendungsart

Projektförderung.

6.2
Finanzierungsart

Anteilfi nanzierung.

6.2.1
Im Fall der Arten- und Biotopschutzmaßnahmen „Streu-
obstanpfl anzung“ und „Kopfbaumschnitt“ Festbetrags-
fi nanzierung.

6.3
Form der Zuwendung

Zuschuss beziehungsweise Zuweisung.

6.4
Höhe der Zuwendung

6.4.1
Bemessungsgrundlage für die prozentuale Förderung 
sind die als förderfähig anerkannten Gesamtausgaben 
der Maßnahme. Die Höhe der Zuwendung beträgt

a)  80 Prozent 
bei Gemeinden und Gemeindeverbänden für Maß-
nahmen der Nummern 2.1, 2.2 und 2.3,

b)  90 Prozent 
bei sonstigen Zuwendungsempfängern für Maßnah-
men der Nummern 2.1.1 und 2.2,

c)  80 Prozent 
bei sonstigen Zuwendungsempfängern für Maßnah-
men der Nummer 2.1.2,

d)  110 Euro pro Baum als Festbetrag 
bei Streuobstanpfl anzung einschließlich Herstel-
lungspfl ege,

e)  60 Euro pro Baum als Festbetrag 
beim Kopfbaumschnitt.

6.4.2
Die Bagatellgrenze beträgt

–  bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und anderen 
Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts 12 500 
Euro,

–  im Übrigen 1 000 Euro der als förderfähig anerkann-
ten Gesamtausgaben je Maßnahme.

Mehrere Maßnahmen können in einem Antrag zusam-
mengefasst werden.

6.5
An der Finanzierung öffentlicher Ausgaben für Maßnah-
men mit Ausnahme der Grunderwerb- und Mehrwert-
steuer beteiligt sich die EU zum jeweils geltenden Pro-
zentsatz.

Die Förderung der Grunderwerb- und Mehrwertsteuer 
erfolgt ausschließlich aus Landesmitteln. 

6.6
Bemessungsgrundlage

6.6.1
Zuwendungsfähig sind

6.6.1.1 
beim Grunderwerb nach Nummer 2.2 – neben den Aus-
gaben des Grunderwerbs – auch die Nebenkosten ein-
schließlich der Grunderwerbsteuer. Sonstige Steuern 
und Zinsen sind nicht förderfähig.

6.6.1.2
bei Vorhaben nach den Nummern 2.1 und 2.3

–  Bauhaupt- und Baunebenleistungen sowie Ausgaben 
für Pfl anzungen bei Vergabe an Fremdunternehmen. 
Förderfähig sind Ausgaben für Architekten- und In-
genieurleistungen nach der Honorarordnung für Ar-
chitekten und Ingenieure vom 10. Juli 2013 (BGBl.  I 
S. 2276 (HOAI) in der jeweils geltenden Fassung,

–  Ausgaben für notwendige Beschaffungen im Zusam-
menhang mit Maßnahmen nach Nummer  2.1, soweit 
die Beschaffung nicht alleiniger Zweck der Maß-
nahme ist.

6.6.2
Zuwendungsfähig ist die Honorierung von bürgerschaft-
lichem Engagement. Hierzu ist die „Richtlinie zur Be-
rücksichtigung von bürgerschaftlichem Engagement im 
Rahmen von Zuwendungen im Naturschutz“ des Minis-
teriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz v. 28. 5. 2009 (n. v.) III-5-618-
01.00.00 anzuwenden, mit Ausnahme bei den Biotop-
schutzmaßnahmen „Streuobstanpfl anzung“ und „Kopf-
baumschnitt“.
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6.6.3
Zweckgebundene Spenden können bei der Bemessung 
der Zuwendung als Einnahmen außer Acht bleiben, so-
weit bei den Zuwendungsempfängern ein aus eigenen 
Mitteln zu erbringender Eigenanteil von 10 Prozent der 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben verbleibt.

6.6.4
Ist eine juristische Person des Privatrechts Zuwendungs-
empfängerin, kann für alle Maßnahmen der Eigenanteil 
ganz oder teilweise durch Zahlungen öffentlich-rechtli-
cher oder privatrechtlicher Stiftungen erbracht werden, 
sofern die Zuwendungsempfängerin über keine bezie-
hungsweise nicht ausreichende Mittel verfügt.

Die Mitfi nanzierung durch eine öffentlich-rechtliche 
oder privatrechtliche Stiftung ist im Antrag anzugeben.

7
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7.1
Die Zuwendungsempfänger sind verpfl ichtet zur:
–  Herstellungspfl ege und Pfl ege von Anpfl anzungen von 

Streuobst und Hecken für die Dauer von 5 Jahren,
–  Pfl ege von Kopfbäumen für die Dauer von 7 Jahren,
–  Pfl ege von sonstigen Anpfl anzungen für die Dauer 

von 10 Jahren,
–  Unterhaltung der übrigen Biotope sowie der Anlagen 

und Einrichtungen für den Artenschutz für die Dauer 
von 10 Jahren,

–  Pfl ege oder Mängelbeseitigung innerhalb einer von 
der Bewilligungsbehörde gesetzten Frist.

7.2
Bei Förderung des Grunderwerbs nach Nummer 2.2 sind 
die Einschränkungen der Nutzungsbefugnis des Eigen-
tümers durch Eintragung in das Grundbuch (beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit) oder in das Baulastenver-
zeichnis zu sichern.

Ist die Einschränkung der Nutzungsbefugnis nicht ein-
tragungsfähig (beispielsweise bei inhaltsgleichen gesetz-
lichen Beschränkungen), ist zugunsten des Landes Nord-
rhein-Westfalen ein Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle 
(§§ 1094, 1097 BGB) in das Grundbuch einzutragen.

Eine Nutzungsänderung oder Veräußerung darf nur mit 
vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehörde durch-
geführt werden.

7.2.1
Im Fall der Veräußerung ohne vorherige Zustimmung 
der Bewilligungsbehörde ist ein Rückzahlungsanspruch 
in Höhe der Zuwendung und bei einem Veräußerungsge-
winn ein Anspruch auf den dem Zuwendungssatz ent-
sprechenden Anteil des Zugewinns geltend zu machen.

7.3
Die im Zuwendungsbescheid festzusetzende Zweckbin-
dungsfrist bemisst sich für die mit der Zuwendung be-
schafften Gegenstände nach der betriebsüblichen Nut-
zungsdauer, beträgt bei Investitionen 25 Jahre und ist 
bei Grunderwerb zeitlich unbegrenzt. Zur Feststellung 
der betriebsüblichen Nutzungsdauer bei Beschaffungen 
können die steuerrechtlichen Abschreibungstabellen he-
rangezogen werden.

7.4
Information, Publikationspfl ichten

Es gelten die Vorschriften zur Information und Publizi-
tät gemäß Anhang III Teil 1 Nummer 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 808/2014.

Im Übrigen gelten die jeweiligen EU-spezifi schen Ne-
benbestimmungen, die in den Bewilligungsbescheid auf-
zunehmen sind.

7.5
Es gelten die Vorschriften der Europäischen Union zu 
Ablehnungen, Rücknahmen und Sanktionen; insbeson-
dere sind Artikel 59 Absatz  7 der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013, Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 640/ 
2014 sowie Artikel 7 und 63 der Verordnung (EU) 
Nr. 809/2014 zu beachten.

8
Verfahren

8.1
Antragsverfahren

Anträge auf Förderung sind bei den Bezirksregierungen 
unter Verwendung des Grundmusters 1 zu Nummer 3.1 
VVG zu § 44 der Landeshaushaltsordnung in der jeweili-
gen Fassung zu stellen.

Bei Förderanträgen zur Erstellung der Schutz- und Be-
wirtschaftungskonzepte ist eine Aufl istung über Art und 
Umfang der Planungsarbeiten (Leistungsbeschreibung 
und eine Karte mit der Abgrenzung des Plangebietes) 
beizufügen.

8.2
Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörden sind die Bezirksregierungen.

8.2.1
Die Bewilligung von Zuwendungen setzt ein natur-
schutzfachliches Bewertungsverfahren jedes Förderan-
trages und den Vergleich mit anderen Förderanträgen 
voraus. Das Bewertungsverfahren erfolgt zu verwal-
tungsintern geregelten Stichtagen mehrmals im Jahr. Es 
können nur Förderanträge in das Stichtags-Bewertungs-
verfahren einbezogen werden, die bewilligungsreif sind.

Die Durchführung des Bewertungsverfahrens wird 
durch die EU vorgegeben; das Verfahren ist landesweit 
einheitlich und verbindlich geregelt. Durch das Bewer-
tungsverfahren wird die Reihenfolge der Bewilligungen 
im Rahmen der jeweils zum Stichtag zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel ermittelt. Förderanträge, die zu 
einem Stichtag keine Bewilligung erhalten haben, kön-
nen an anschließenden Bewertungsstichtagen erneut in 
das Ranking-Verfahren einbezogen werden.

8.2.2
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendungen gelten die Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung, 
soweit nicht in diesen Richtlinien abweichende Bestim-
mungen getroffen werden.

8.3
Auszahlungsverfahren

Die Zuwendungen werden nach Prüfung der Auszah-
lungsvoraussetzungen durch die Bewilligungsbehörden 
auf Auszahlungsantrag des Zuwendungsempfängers 
durch die EU-Zahlstelle bei dem Direktor der Landwirt-
schaftskammer NRW als Landesbeauftragter ausgezahlt.

Bei Anteilsfi nanzierung erfolgt die Auszahlung des EU-
Anteils der Zuwendung beziehungsweise von Zuwen-
dungsteilbeträgen, abweichend von Nummer  7.2 der 
Verwaltungsvorschriften zu §  44 der Landeshaushalts-
ordnung, ausschließlich auf Grund nachweislich geleis-
teter Zahlungen des Zuwendungsempfängers (Erstat-
tungsprinzip). Die Nummer 1.4 Satz 1 und Nummer 5.4 
der ANBest-P und ANBest-G fi nden auf den EU-Anteil 
keine Anwendung. Für entsprechende Mittelanforderun-
gen sind die Rechnungsbelege und Zahlungsnachweise 
nach Nummer 6.7 der ANBest-P vorzulegen.

8.4
Verwendungsnachweis

Zum Nachweis der zuwendungsfähigen Ausgaben sind 
nach Nummer 6.5 der ANBest-P grundsätzlich die Origi-
nalbelege vorzulegen. Eine Anerkennung elektronisch 
archivierter Belege kann nur dann erfolgen, wenn das 
verwendete Dokumentenmanagementsystem den Anfor-
derungen eines der in Anhang I Nummer 3 Buchstabe B) 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kom-
mission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verord-
nung (EU) Nr.  1306/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und ande-
ren Einrichtungen, die fi nanzielle Verwaltung, den Rech-
nungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des 
Euro (ABL. L 255 vom 28. 8. 2014, S.  18) in der jeweils 
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geltenden Fassung aufgeführten internationalen Sicher-
heitsstandards genügt und die Aufbewahrungsfrist ge-
währleistet wird.

8.4.1
Über die Prüfbestimmungen der Nummer 7.4 der Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P) und der Nummer 8.3 der All-
gemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an Gemeinden (ANBest-G) hinaus 
wird im Bewilligungsbescheid auf weitere Prüfrechte 
hingewiesen. Sofern Mittel an Dritte weitergeleitet wer-
den dürfen, ist dieses Recht auch dem Dritten gegenüber 
auszubedingen.

9
Schlussbestimmungen

Der Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 
25. 9. 2007 (MBl. NRW. S.  796, SMBl. NRW 791) wird 
aufgehoben.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft. Er tritt am 31. Dezember 2020 außer 
Kraft.

– MBl. NRW. 2015 S. 503

II.

Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport 

Einleitung eines Verfahrens 
zur Eintragung in das Verzeichnis national 

wertvollen Kulturgutes
Bek. d. Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport
v. 3. 8. 2015

Nach dem Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes ge-
gen Abwanderung (KultgSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Juli 1999 (BGBl.  I S.  1754), zu-
letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des UNESCO-Übereinkommens vom 14. November 1970 
über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut vom 18. Mai 2007 (BGBl. I S. 757, 2547), ist in 
Bezug auf die nachstehend aufgeführten Kulturgüter am 
3. Juli 2015 die Eintragung in das Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes eingeleitet worden. 

Nr. Meister/Epoche Darstellung Material Maße Literatur

10112 Ernst Ludwig 
Kirchner

Berglandschaft mit 
Almhütten (auch: 
Alpweg; Bergweg), 
1921

Öl auf Lein-wand/
Papier/Karton

H: 121 cm
B: 120 cm

Gordon 663

10113 Max Beckmann Möwen im Sturm, 
1942

Öl auf Leinwand H: 83,2 cm
B: 63,7 cm
T:       7 cm

Göpel 598

Die Einleitung der Eintragung hat nach §  4 Abs.  1 
KultgSchG zur Folge, dass die Ausfuhr dieser Kulturgü-
ter untersagt ist, bis die Entscheidung über die Eintra-
gung unanfechtbar geworden ist.

Düsseldorf, den 3. August 2015

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

D r.   S t o p p a - S e h l b a c h

– MBl. NRW. 2015 S. 503
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jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die elek-
tronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden.

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von 6 Wochen die 
zur Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und 
Beweismittel anzugeben (§  10 Abs.  5 Satz  1 LuftVG). 
Das Gericht kann Erklärungen und Beweismittel, die 
erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zu-
rückweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, 
wenn ihre Zulassung nach der freien Überzeugung des 
Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzögern 
würde und der Beteiligte die Verspätung nicht genügend 
entschuldigt.

2
Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbe-
schluss für die Änderung eines Flughafens hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 10 Abs. 4 Satz 1 LuftVG). 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
einer Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungs-
beschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur inner-
halb eines Monats nach dessen Zustellung, die durch 
diese öffentliche Bekanntmachung gemäß §  74 Abs.  5 
VwVfG NRW ersetzt wird, beim 

Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
Aegidiikirchplatz 5

48143 Münster

gestellt und begründet werden. 

Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der 
 Auslegungsfrist (s.u 4).

3
Falls die Fristen zu 1 (Klage) und 2 (Antrag auf Anord-
nung der aufschiebenden Wirkung einer Anfechtungs-
klage) durch das Verschulden eines Bevollmächtigten 
versäumt werden sollten, würde dessen Verschulden dem 
Kläger bzw. dem Antragsteller zugerechnet werden. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen muss sich jeder Beteiligte, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch einen Rechtsanwalt 
oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt 
besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähi-
gung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befä-
higung zum Richteramt anderer Behörden oder juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Hinweis: 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind be-
sondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. 
Die besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt.

4 
Der Planfeststellungsbeschluss liegt mit einer Ausferti-
gung des festgestellten Plans in der Zeit vom 8. 9. 2015 
bis einschließlich zum 21. 9. 2015 zur Einsicht für Jeder-
mann bei den folgenden Stellen zu folgenden Zeiten (be-
hördliche Dienststunden) aus:

Bauverwaltungsamt der Landeshauptstadt Düsseldorf
Brinckmannstr. 5 – Zimmer 3151 –

40225 Düsseldorf

montags bis donnerstags
von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr

III.

Ministeriums für Stadtentwicklung, Bauen, Woh-
nen und Verkehr 

Planfeststellungsbeschluss
Bek. d. Ministeriums für Stadtentwicklung, Bauen, 

Wohnen und Verkehr
– II.1-31-21/4-2 DL –

v.10. 8. 2015

Mit Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 15.06.2015 (Az.: II.1-
31-21/4-2 DL) ist der Plan für die Erweiterung des Ver-
kehrsfl ughafens Düsseldorf durch Ausbau der Vorfeld-
fl ächen nebst Errichtung einer Niederschlagswasserbe-
handlungsanlage auf dem westlichen Betriebsgelände 
des Flughafens – bezeichnet als Bauabschnitte „BA 
2009“ und „BA 2010“ – gemäß §  8 Abs.  1 des Luftver-
kehrsgesetzes (LuftVG) in Verbindung mit § 74 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVfG NRW)  festgestellt worden.

Folgende Planunterlagen sind Gegenstand des Beschlus-
ses:

Flugbetriebsfl ächen (Vorfelder)  Maßstab:

A1 Übersichtslageplan Bestand/Planung 1:5000
 (Plan Nr.: PF/30006/4/1011)

A2 Lageplan Bauabschnitte und Flächen 1:1000
 (Plan Nr.: PF/30006/4/1023) 

Niederschlagswasserbehandlungs- und -rückhalteanlage

A3 Lageplan Entwässerungsgebiete – 
 Endausbau 2010 1:5000
 (Plan Nr.: G-PF-1042)

A4 Lageplan Neugestaltung RW-Behandlung 
 Mitte 1:250
 (Plan Nr.: G-PF-1045)

A5 Bauwerkszeichnung RKB/RRB 1:100
 (Plan Nr.: G-PF-1046)

A6 Bauwerksplan RRB 1:100
 (Plan Nr.: G-PF-1047)

A7 Bauwerksplan Trennbauwerk 1:100
 (Plan Nr.: G-PF-1048)

Der Trägerin des Vorhabens, nämlich der Flughafen 
Düsseldorf GmbH, wurden – neben der zusätzlich erfor-
derlichen wasserrechtlichen Erlaubnis – Aufl agen erteilt. 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzei-
tig vorgebrachten Einwendungen, Forderungen und An-
regungen entschieden worden. 

Rechtsbehelfsbelehrung

1
Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb ei-
nes Monats nach seiner Zustellung, die durch diese öf-
fentliche Bekanntmachung gemäß §  74 Abs.  5 VwVfG 
NRW ersetzt wird, schriftlich Klage beim

Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Aegidiikirchplatz 5

48143 Münster

erhoben werden. 

Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der 
Auslegungsfrist (s.u 4).

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzge-
richten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG 
– vom 7. 11. 2012 (GV. NRW. 2012  S.  548) eingereicht 
werden. 

Das elektronische Dokument muss mit einer qualifi zier-
ten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Sig-
naturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl.  I S. 876) in der 
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und freitags
von 08:00 Uhr bis 14:00 Uhr

sowie

Bezirksverwaltungsstelle 5
Rathaus Kaiserswerth, 1. Etage

Kaiserswerther Markt 23
40489 Düsseldorf

nach telefonischer Terminvereinbarung unter der Ruf-
nummer 0211/89-93015

Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit dem Ende der 
vorgenannten Auslegungsfrist allen Betroffenen und 
den jenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt (§ 74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG NRW).

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Plan-
feststellungsbeschluss von den Betroffenen und denjeni-
gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bei 
dem 

Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen
Jürgensplatz 1

40219 Düsseldorf

schriftlich angefordert werden.

Der Beschluss nebst dem festgestellten Plan ist auch im 
auf der Internetseite des Ministeriums für Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen veröffentlicht:

http://www.mbwsv.nrw.de/verkehr/luftverkehr/Plan-
feststellungsbeschluss/index.php

Düsseldorf, den 10. 8. 2015

Im Auftrag 

Horst   B r u n s t e i n

– MBl. NRW. 2015 S. 504
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